
GEMEINDE  BODELSHAUSEN 
       - Landkreis Tü bingen - 
 
 

Bebauungsplan "Mössinger Straße" 
 

 
 
Auf diesen Bebauungsplan findet die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23. 
Jan. 1990 (BGBl. I, S. 132) Anwendung. 
 
 
I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.0 Art der baulichen Nutzung 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
 Gewerbegebiet eingeschrä nkt (GEe) 
 
 Zulä ssig sind: 

- Gewerbe- und Handwerksbetriebe, 
die das Wohnen nicht wesentlich 
stören, 

- Geschä fts-, Büro- und 
Verwaltungsgebä ude, 

- Tankstellen, 
- Anlagen für sportliche Zwecke 

 
 Gewerbegebiet (GE) 
 gemä ß  §  8 BauNVO 
 
 Als Ausnahme kann im gesamten 

Plangebiet eine Wohnung im Sinne des 
§  8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO je Grundstück 
dann zugelassen werden, wenn diese 
als bauliche Einheit mit dem 
Betriebsgebä ude erstellt wird und 
gegenüber der gewerblichen Nutzung 
untergeordnete Bedeutung hat. 

 
 Einzelhandelsbetriebe aller Art sind im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
nicht zulä ssig. Ausnahmen für den 
Fabrikverkauf von im Gebiet ansä ssigen 
Produktionsbetrieben können 
zugelassen werden. 

 
2.0 Maß der baulichen Nutzung 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

 Grundflä chenzahl, Geschoß flä chenzahl 
und Zahl der Vollgeschosse 
entsprechend den Festsetzungen im 
Lageplan. 

 
3.0 Überbaubare Flä chen 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
 Baugrenzen entsprechend der 

Festsetzung im Lageplan. 
 
4.0 Größe der Baugrundstü cke  
 (§  9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
  
 Im Gewerbegebiet und im 

eingeschrä nkten Gewerbegebiet sind nur 
Baugrundstücke mit einer Mindestgröß e 
von 10 ar zulä ssig. 

 
5.0 Stellplä tze und Garagen 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
 
 Offene Stellplä tze müssen mit einem 

wasserdurchlä ssigen Belag hergestellt 
werden. Dies gilt aus Gründen des 
Gewä sserschutzes nicht für Stellplä tze, 
bei denen mit einem hä ufigen Umsatz 
von Kraftfahrzeugen zu rechnen ist, auf 
denen regelmä ß ig be- und entladen wird 
oder die höhen- und gefä llsmä ß ig eine 
Einheit mit Hof- und Verkehrsflä chen 
bilden, auf denen auch Schwerverkehr 
abgewickelt wird. 

 
 6.0 Höhenlage der Gebä ude 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
 Die Höhenlage der Gebä ude bestimmt 

sich nach der Erdgeschoß fuß bodenhöhe 
(EFH). Die EFH wird entsprechend der 
Höhe der Oberkante des 
Fahrbahnbelages der jeweiligen 
Erschließ ungsstraß e festgesetzt. Von 
dieser Höhe kann nach oben und nach 
unten bis 0,30 m abgewichen werden. 

 
 
7.0 Sichtflä chen 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
 7.1 Die im Lageplan festgesetzten 

Sichtflä chen sind zwischen 0,70 m und 
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2,50 m Höhe von stä ndigen 
Sichthindernissen, parkenden 
Fahrzeugen und sichtbehinderndem 
Bewuchs auf Dauer freizuhalten. 

 
 7.2 Lichtmaste, Lichtsignalgeber und 

ä hnliche Anlagen sind innerhalb der 
Sichtfelder möglich. Sie dürfen 
wartenden Fahrzeugen, die aus dem 
Stand einbiegen oder kreuzen wollen, 
die Sicht auf bevorrechtigte Fahrzeuge 
oder nicht motorisierte 
Verkehrsteilnehmer jedoch nicht 
verdecken. 

 
8.0 Pflanzgebot 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB) 
 

Die Pflanzgebote sind im Lageplan zum 
Bebauungsplan mit P1 und P2 
bezeichnet. 
 
In dem mit P1 bezeichneten Bereich sind 
groß kronige, heimische Laubbä ume 
(Stammumfang zur Pflanzzeit 
mindestens 20 cm in 1 m Höhe) als 
Baumreihe zu pflanzen und so zu 
erhalten. Der Pflanzabstand soll im Mittel 
gemessen, nicht mehr als 10 m 
betragen. 
 
Die mit P2 bezeichneten Flä chen sind 
als Streuobstwiesen unter Verwendung 
von hochstä mmigen Obstbä umen 
anzulegen und zu erhalten. Vorhandene 
Obstbä ume (im Lageplan 
gekennzeichnet) sind zu erhalten. 
 
Innerhalb der Pflanzgebote sind 
abgehende Bä ume nachzupflanzen. 
 

 
9.0 Verwendungsverbot von Brennstoffen 
 (§  9 Abs. 1 Nr. 23 BauGB) 
 
 Im gesamten Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes ist die Verwendung 
von festen und flüssigen Brennstoffen 
zur Raumheizung und für Prozeß wä rme 
nicht zulä ssig. Solche Brennstoffe sind 
dann zulä ssig, wenn bei deren 
Verwendung keine stä rkeren 

Luftverunreinigungen hinsichtlich der 
Schadstoffe Schwefeldioxyd, 
Kohlenmonoxyd, Kohlenwasserstoffe 
und Staub auftreten als bei der 
Verwendung von Erdgas (H). 

  
 Ausnahmsweise ist die Verwendung von 

leichtem Heizöl (HEL) zulä ssig, wenn der 
Jahresmassenstrom der einzelnen 
Schadstoffe nach Abs. 1 nicht 
überschritten wird. 

 
 Ausnahmsweise ist die Verwendung von 

festen und flüssigen Brennstoffen 
zulä ssig zur Ü berbrückung von 
Unterbrechungen der Energielieferung 
durch den Energielieferanten. 

 
 Ausnahmsweise ist die Verwendung von 

festen und flüssigen Brennstoffen 
zulä ssig, wenn fertigungstechnische 
Vorgä nge nur unter Einsatz dieser 
Brennstoffe möglich sind. 

 
 Ausnahmsweise kann in Wohnungen die 

Verwendung fester Brennstoffe in 
offenen Kaminen und Kaminöfen, die die 
Raumheizung nicht generell ersetzen, 
zugelassen werden. 

 
 
II. Bauordnungsrechtliche 

Festsetzungen 
 
 
1.0  Dachform 
 (§  74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 
 Hauptgebä ude: 

Zulä ssig sind Flachdä cher und geneigte 
Dä cher bis zu 20° Neigung. 

 
2.0  Grenzgaragen 
 (§  74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 
 Es sind Grenzgaragen im Rahmen der 

Landesbauordnung zulä ssig. 
Benachbarte Grenzgaragen sind in der 
Gestaltung einander anzugleichen. 

3.0 Einfriedigungen 
 (§  74 Abs.1 Nr. 3 LBO) 
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 3.1 Es sind nur offene (keine Mauern 
oder ä hnliches) und lebende 
Einfriedigungen zulä ssig. Zä une dürfen 
entlang öffentlicher Verkehrsflä chen 
höchstens 1,20 m und entlang der 
sonstigen Grundstücksgrenzen 
höchstens 1,50 m (jeweils einschließ lich 
eines Sockels von max. 0,25 m Höhe) 
über Gelä nde hoch sein. Maschen- und 
Spanndrä hte sind entlang öffentlicher 
Verkehrsflä chen nur dann zulä ssig, 
wenn sie von einer Hecke eingewachsen 
werden. Stacheldraht ist nicht zulä ssig. 

 
 Auf die Abstandsregelungen des 

Nachbar-rechtsgesetzes für Baden- 
Württemberg wird hingewiesen. 

 
 3.2 Gegenüber öffentlichen 

Verkehrsflä chen müssen die 
Grundstücke, soweit sie nicht 
entsprechend befestigt sind, mit Beton- 
oder Natursteinsockeln bis maximal 0,25 
m Höhe oder mit in Beton versetzten 
Rabattplatten abgegrenzt werden. 

 
III. Hinweise 
 
 Schutz des Mutterbodens 
 (§  202 BauGB) 
 
 Mutterboden, der  bei der Errichtung  

und Ä nderung  baulicher Anlagen sowie 
bei wesentlichen anderen 
Verä nderungen der Erdoberflä che 
ausgehoben wird, ist in nutzbarem 
Zustand zu erhalten und an geeigneten 
Stellen wieder einzubauen. 

 
 Bodelshausen, den 20. Juli 1999 
 
 Esslinger 
 (Bürgermeister) 
 

Vorstehender Bebauungsplan -- textliche 
Festsetzungen -- werden hiermit 
ausgefertigt. 

 
 Bodelshausen, den 20.11.1999 
 
 Esslinger 
 (Bürgermeister) 
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